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hanische Regierung und zivilgesellschaft-
liche Kräfte haben mit Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft im Vorfeld 
der Wahlen Massnahmen getroffen, um 
die politische Partizipation von Frauen 
zu ermöglichen. Es wurde im Vorfeld der 
Wahlen einerseits viel in die Ausbildung 
weiblicher Sicherheitskräfte investiert, 
welche die Sicherheit der Wählerinnen 
und Wähler sowie der Wahlmitarbeiten-
den gewährleisten sollten. So wurden 
13‘000 Frauen rekrutiert, welche durch 
Körperdurchsuchungen verhindern sol-
len, dass militante Gruppen durch eine 
Burka getarnt Zutritt zu Wahllokalen 
erhalten. Frauenrechtsorganisationen 
sensibilisierten Frauen auf ihre politi-
schen Rechte und forderten sie auf, zur 
Wahl zu gehen. Eine dieser Organisatio-
nen, die «Noor Educational and Capaci-
ty Development Organization» (NECDO), 
leistet mit dieser Sensibilisierungsarbeit 
einen wichtigen Beitrag zur politischen 

Transition hin zu einer demokratischen 
und inklusiven Gesellschaft, in der alle 
Afghaninnen und Afghanen gleichermas-
sen von der Achtung der Menschenrechte 
profitieren und einen gleichberechtigten 
Zugang zu Ressourcen und Dienstleistun-
gen erhalten. 

FORTSCHRITTE IM 
BILDUNGSBEREICH

Eine der wichtigsten Dienstleistungen ist 
der Zugang zu Bildung. Mangelnde Bil-
dung und Analphabetismus ist insbeson-
dere unter Frauen in ländlichen Gebieten 
weit verbreitet. 87 Prozent der Frauen 
können weder lesen noch schreiben. In 
den letzten Jahren konnten Fortschritte 
im Bildungsbereich verzeichnet werden. 
Die Einschulungsrate von Mädchen liegt 
heute zwar bei 48 Prozent, ist aber im-
mer noch rund ein Drittel tiefer als die 
der Buben. Marianne Huber, Leiterin des 
Schweizerischen Kooperationsbüros in 
Kabul erklärt: «Sehr entscheidend für ei-
nen verbesserten Zugang der Mädchen 
zu Bildung ist die gezielte Ausbildung 
weiblicher Lehrkräfte, insbesondere für 
Schülerinnen ab 10 Jahren. Wir wissen, 
dass Eltern zum Beispiel in unserer Projek-
tregion im Norden des Landes ihre Töch-
ter aus der Schule nehmen, wenn sie ab 
einem bestimmten Alter keine weibliche 
Lehrkraft haben. Auch die Aufnahme von 
Frauen- und Menschenrechten in geeig-
neter Form im Lehrplan ist wichtig für die 
langfristige Verbesserung des Zugangs zu 
Bildung.» Positiv ins Gewicht falle die Tat-
sache, dass die breite Bevölkerung mehr 
und mehr auf die Bildungsmöglichkeiten 
ihrer Söhne und Töchter beharrt und sich 
auch in Gebieten, die von Aufständischen 
beeinflusst sind, wiederholt mutig gegen 
die Schliessung von Schulen zur Wehr ge-
setzt habe. Eine weitere Massnahme, um 
die Akzeptanz von Schulausbildung und 
politischer Partizipation für Mädchen und 

AUF DEM WEG ZU MEHR GLEICHBERECHTIGUNG IN AFGHANISTAN

Afghanische Frauen und Mädchen wer-
den durch die Förderung von Men-
schenrechten und der Zivilgesellschaft 
gestärkt

Mitte Juni 2014 haben tausende Frau-
en während des zweiten Wahlgangs der 
Präsidentschaftswahlen in Afghanistan 
die Chance wahrgenommen, ihre Stimme 
abzugeben. Sie sind stundenlang vor den 
Wahlbüros Schlange gestanden und zeig-
ten mit Stolz ihre tintengefärbten Finger, 
als Beweis, dass sie wählen gingen.

POLITISCHE PARTIZIPATION VON 
AFGHANISCHEN FRAUEN

Die Wahlbeteiligung der Frauen im ersten 
Wahlgang war mit 36 Prozent relativ hoch 
und im zweiten Wahlgang gemäss ersten 
Schätzungen noch etwas höher. Die afg-

Eine junge Wählerin präsentiert stolz ihren tintengefärbten Finger, als Beweis, dass sie gewählt hat
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Frauen zu steigern, sei der Dialog mit ge-
mässigten Stammesführern, um sie auf 
Menschenrechte und gleiche Chancen 
für Mann und Frau zu sensibilisieren. Die-
se verschliessen sich moderaten gesell-
schaftlichen Öffnungen nicht per se, vor 
allem dann nicht, wenn sie sehen, dass an 
anderen Orten im Land eine Öffnung ge-
wisse Fortschritte für alle gebracht habe, 
so Huber. 

Seit Anfang 2012 unterstützt die DEZA 
in Afghanistan das von der GIZ imple-
mentierte Enhance Balanced Education 
(BALEDU) Projekt mit jährlich rund 2.5 
Millionen Franken. Mit BALEDU trägt die 
Schweiz direkt zur Erhöhung der Einschu-
lungsraten von Mädchen in drei Provin-
zen in Nordafghanistan bei. Die lokale Be-
völkerung und religiöse Führer (mullahs) 
werden für die Bedeutung von Bildung 
für Mädchen sensibilisiert. Das Projekt 
fördert gezielt weibliche Lehrkräfte auf 
Sekundarschulniveau und sorgt dafür, 
dass mehr Schulabgängerinnen in die 
Lehrerausbildungzentren eintreten. 

WEIBLICHE POLIZEIKRÄFTE 
FÜR MEHR SICHERHEIT UND 
RECHTSTAATLICHKEIT

Ein weiterer Schwerpunkt des Schweizer 
Engagements in Afghanistan zur Stär-
kung der Frauenrechte bildet die Aus-
bildung von Polizistinnen. Insbesondere 
im Bereich häuslicher Gewalt braucht es 
ausgebildete Polizistinnen als Ansprech-
personen. Dies ist in einem Kontext wie 
Afghanistan, der stark von 30 Jahren 
Kriegsgewalt, sowie strikter Geschlech-
tertrennung geprägt ist, besonders wich-
tig. So erhalten beispielsweise nur Frauen 
Zugang zu Befragungen von Frauen oder 
Hausdurchsuchungen. Weiter ist ein ho-
her Frauenanteil in der afghanischen Po-
lizei wichtig für die Bekämpfung der weit 
verbreiteten Gewalt gegen Frauen, da 
betroffene Frauen eher Anzeige bei Po-
lizistinnen erstatten. Huber bemerkt aber, 
dass noch viel getan werden müsse, um 
würdige Arbeitsbedingungen von Polizis-
tinnen zu garantieren. «Allzu oft werden 
Polizistinnen von ihren männlichen Kol-
legen sexuell belästigt. Viele von ihnen 

werden für nicht viel mehr als Teekoche-
rin und Schreibkraft eingesetzt. Auch gibt 
es immer noch Polizeistationen, wo es 
zum Beispiel keine abschliessbaren Toi-
letten für Frauen gibt. Das sind Missstän-
de, die behoben werden müssen, bevor 
mehr Frauen für diesen wichtigen Beruf 
gewonnen werden können».

Seit 2003 unterstützt die DEZA den Law 
and Order Trustfund Afghanistan (LOTFA) 
der UNDP. Das Projekt unterstützt die Re-
form des afghanischen Polizeiwesens und 
die verbesserte Ausbildung von Polizei-
kräften. Der Schweizer Beitrag von unge-
fähr 800‘000 Franken pro Jahr wird gezielt 
für die «democratic policing» Komponen-
te eingesetzt. In deren Rahmen werden 
Polizisten für Genderaspekte, insbeson-
dere Gewalt gegen Frauen, sensibilisiert. 
Die Bevölkerung wird auf ihre Rechte im 
Umgang mit Polizei- und Justizbehörden 
aufmerksam gemacht. Die so verbesserte 
Interaktion zwischen Polizei und Bevölke-
rung soll zu mehr Sicherheit für alle bei-
tragen. 

Eine Mitarbeiterin mit «ihrer» Urne in einem Wahllokal in Kabul
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BEKÄMPFUNG VON HÄUSLICHER 
GEWALT

Armut, Kriegstraumata und fehlende Er-
fahrung im zwischengeschlechtlichen 
partnerschaftlichen Umgang bilden zu-
sammen ein hohes Spannungspotential, 
das sich oft im privaten Raum gewaltsam 
entlädt, mit fatalen Konsequenzen, insbe-
sondere für Frauen und die heranwach-
sende Generation. Im Bestreben nach 
einer Verbesserung der Sicherheit und 
Rechtstaatlichkeit in Afghanistan spielt 

die Zivilgesellschaft neben der afgha-
nischen Regierung eine entscheidende 
Rolle. Die unabhängige afghanische Men-
schenrechtskommission (AIHRC) trägt 
wesentlich dazu bei, dass die afghanische 
Bevölkerung Zugang zu Justiz erhält und 
effektiver vor Menschenrechtsverletzun-
gen geschützt wird. 2013 hat die AIHRC 
über 4100 Fälle von häuslicher Gewalt re-
gistriert und ruft die Regierung dazu auf, 
Massnahmen zu ergreifen, um das Ge-
setz der Beseitigung von Gewalt gegen 
Frauen umzusetzen. Die AIHRC verlangt, 
dass sie die Straflosigkeit in diesem Be-
reich bekämpft und Täter angemessen 
bestraft werden. Neben dem Einsatz für 
verbesserte rechtliche Rahmenbedingun-
gen, versucht die AIHRC die afghanische 
Bevölkerung auf die Gewalt gegen Frauen 
zu sensibilisieren, damit betroffene Op-
fer beispielsweise nicht von ihren Fami-
lien verstossen werden. Erst kürzlich hat 
sie durch eine landesweite Umfrage über 
Ehrenmorde und sexuelle Gewalt gegen 
Frauen auf die Thematik aufmerksam ge-
macht. 

ENTWICKLUNGSFORTSCHRITTE 
UND NEU ERWORBENE RECHTE 
BEWAHREN 

Frauenrechte sind Menschenrechte und 
die afghanischen Frauen sind bereit, die-
se Rechte für sich einzufordern. Egal ob 
sie wie die Frauen, die wählen gingen, 
ihr Recht auf politische Partizipation 
geltend machen, sich wie zahlreiche af-
ghanische Frauenrechtsorganisationen 
dem Kampf für mehr Gleichberechti-
gung verschrieben haben oder sich wie 
die über 1500 Polizistinnen für die Si-
cherheit von Frauen einsetzen, sie alle 
haben eine Gemeinsamkeit: sie leisten 
einen Beitrag zur Transformation der tra-
ditionellen Geschlechterrollen und somit 
zu einer demokratischeren und inklusi-
veren Gesellschaft in Afghanistan. Aber 
sie zahlen dafür einen hohen Preis, denn 
Frauen, die sich in Afghanistan öffentlich 
für Frauenrechte stark machen, werden 
immer wieder zur Zielscheibe der Auf-
ständischen. 

Ein Poster zur Wahlanimation für Frauen und 
Männer gleichermassen, mit geschlechterge-
trennten Wahllokalen im Hintergrund
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Links:
DEZA: www.sdc.admin.ch
DEZA – Afghanistan: www.swiss-cooperation.
admin.ch/afghanistan/

ÜBER DIESE PUBLIKATION

Herausgegeben von der Direktion für 
Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA, 
Abteilung Südasien
Freiburgstrasse 130, CH 3003 Bern
Fotos: Susanne Schmeidl 

Die NATO/ISAF hat die Sicherheitsverantwortung bereits formell an die afghanischen 
Sicherheitskräfte übertragen und der Abzug der eigenen Truppen bis Ende 2014 ist in 
vollem Gang. Die afghanischen Sicherheitskräfte leisten insgesamt gute Arbeit, insbe-
sondere in den grösseren Städten. Dennoch wird die Sicherheitslage in Afghanistan 
weiterhin eine Herausforderung darstellen. Die Sicherheitskräfte werden noch lange 
auf internationale Finanzierung und auch technische Unterstützung angewiesen sein, 
soll das Land nicht wieder in den Zustand der 90er-Jahre zurückfallen – dies hätte ver-
heerende Folgen für die hart erkämpften Fortschritte und verbesserten Lebensgrund-
lagen der afghanischen Bevölkerung und insbesondere der Frauen. Die Schweiz will 
daher zusammen mit anderen Staaten durch das Engagement der DEZA vor Ort prä-
sent bleiben, um zum Erhalt und Fortentwicklung der erzielten Resultate beizutragen.

DAS ENGAGEMENT DER DEZA IN 
AFGHANISTAN 

Die Schweiz ist seit 1970 in Afghanistan tä-
tig, aber erst nach dem Fall des Talibanre-
gimes wurde 2002 das Kooperationsbüro 
Kabul eröffnet. Übergeordnetes Ziel der 
Schweizer Entwicklungszusammenarbeit 
in Afghanistan ist es, den afghanischen 
Transformationsprozess zu unterstützen 
und dank der Schweizer Neutralität und 
Flexibilität über gezielte Nischen zu posi-
tiven Veränderungen in der Gesellschaft 
beizutragen. Einer der Schwerpunkte des 
Schweizer Engagements in Afghanistan 
liegt im Bereich lokale Gouvernanz. Mit 
Projektbeiträgen trägt sie zum Staatsauf-
bau, Schutz der Menschenrechte sowie 
der Stärkung der Zivilgesellschaft bei. 
Rund die Hälfte des Budgets fliesst in Pro-
jekte im Gouvernanz-Bereich. 

Die Civil Society and Human Rights Orga-
nisation (CSHRO) ist eine Dachorganisa-
tion der afghanischen Zivilgesellschafts-
organisationen. Die DEZA unterstützt 
CSHRO seit 2004 mit jährlich rund 
400‘000 Franken. Das CSHRO Netzwerk 
unterstützt und koordiniert über 120 
Menschenrechtsorganisationen im gan-
zen Land. Über das Projekt werden die 
institutionellen und thematischen Kom-
petenzen der Organisationen gestärkt, 
damit diese effizienter für Menschen-
rechtsbelange einstehen können.

Weibliche Wahlmitarbeiterin kontrolliert Ausweise der Wähler

http://www.sdc.admin.ch/de/Home
http://www.swiss-cooperation.admin.ch/mekong/
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